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(Nr. 11752.) Geſetz über Abänderung des Geſetzes, betreffend die Umlegung von Grund- 


ſtücken in Cöln, vom 28. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 160). Vom 
28. März 1919. a 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 

Für das Umlegungsgebiet des ehemaligen Feſtungsgürtels der Stadt Cöln 
von der Luxemburger Straße aus in nördlicher Richtung bis zum Niederländer 
Ufer und auf dem zwiſchen Dürener Straße, Aachener Straße und Stadtwald 
gelegenen Teile des Stadtgebiets der Stadt Cöln werden folgende Ausnahmebe⸗ 
ſtimmungen zu dem Umlegungsgeſetz für die Stadt Cöln vom 28. Juli 1911 
(Geſetzſamml. S. 160) erlaſſen und zwar: f 


T: 


2. 


ww 


5. 


Zu § 1. Der Nebenſatz in der zweiten Zeile: „für die der Bebauungs⸗ 
plan endgültig feſtgeſtellt iſt“ fällt weg. 

13 findet in folgender Faſſung Anwendung: Für das zu Straßen 
und Plätzen über den Flächeninhalt der eingeworfenen öffentlichen Wege 
und Plätze hinaus erforderliche Gelände iſt den Eigentümern Ent⸗ 
ſchädigung in Geld zu gewähren und zwar ſoweit dieſes Gelände 
50 vom Hundert der von den Eigentümern eingeworfenen Grundfläche 
überſteigt. Die Entſchädigung iſt als Bruchteil des Geſamtwertes des 
zu den Straßen und Plätzen beſtimmten Geländes zu berechnen. 


. 23 Abf. letzter Satz findet keine Anwendung. 
8 29 erhält als 3. Abſatz folgenden Zuſatz: Zu den umlegungsfähigen 


Aufwendungen im Sinne des vorſtehenden zweiten Abſatzes gehören die 
geſamten Koften der neuen Anlagen (Straßen und Grünflächen nebſt 
Brücken, Verlegungsarbeiten uſw. einſchließlich fünfjähriger Anter⸗ 
haltung), ſoweit fie notwendig oder zweckmäßig find; ferner die Koſten 
im Sinne des Artikel 6 der Ausführungsbeſtimmungen. 

Im $ 30 Zeile 2 iſt in der Klammer ſtatt bisher „ 29 Abſ. 2)” zu 
ſchreiben „ 29 Abſ. 2 und 3) /. 
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6. § 34 wird um folgende Beſtimmung erweitert: Der Verteilungsplan 
kann getrennt für einzelne in ſich abgeſchloſſene Teile des Geſamt⸗ 
gebiets aufgeſtellt und feſtgeſetzt werden. Die Ausdehnung und 
Reihenfolge dieſer Einzelgebiete beſtimmt die Kommiſſion (§ 8). Die 
Zerlegung in Einzelgebiete erfolgt im übrigen unbeſchadet der Einheit⸗ 
lichkeit des Umlegungsgebiets und insbeſondere unter Wahrung des 
für das geſamte Umlegungsgebiet feſtſtehenden Hundertteilſatzes des. 
abzutretenden Straßen- und Platzlandes. d 
„ Iſt ſomit der Hundertteilſatz des zu Straßen und Plätzen (Frei⸗ 
flächen) abzutretenden Geländes in den Einzelgebieten verſchieden von 
dem im § 4 feſtgeſetzten Durchſchnittshundertteilſatz, ſo kann der Eigen⸗ 
tümer bei höherem Hundertteilſatz Entſchädigung in Geld nach § 13 
oder Landentſchädigung im Wege der Vereinbarung ($ 26) aus den- 

jenigen Einzelgebieten verlangen, die einen kleineren Hundertteilſatz Frei- 
flächenland abzutreten haben. In dieſen letzteren Gebieten wird das 
überſchüſſig ausgeworfene Bauland entweder zu vorerwähnter Verteilung 
oder aber der Gemeinde als Entgelt für die Geldentſchädigung überwieſen. 
Berlin, den 28. März 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Fiſchbeck. Haeniſch. Südekum. Heine. Reinhardt. 
Am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
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